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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Fritz Söllner

Die Ökologische Ökonomie -  ein neuer 
Ansatz zur Lösung der Umweltproblematik

Kritiker des neoklassischen Ansatzes in der Umweltökonomie haben eine Alternative 
entwickelt: die Ökologische Ökonomie. Inwiefern wird die neoklassische 

Umweltökonomie als unzureichend angesehen? Welche Fragestellungen werden m it der 
Ökologischen Ökonomie untersucht?

Wenn in der aktuellen wirtschaftspolitischen Dis­
kussion Umweltprobleme von den Themen „Ar­

beitslosigkeit“ und „internationale Wettbewerbsfähig­
keit“ etwas in den Hintergrund gedrängt werden, heißt 
das nicht, daß der Zustand der Umwelt keinen Anlaß 
zur Sorge mehr bietet. Im Gegenteil: Phänomene wie 
Artensterben, Regenwaldvernichtung, Ozonloch oder 
Treibhauseffekt deuten eher auf eine Verschärfung der 
Umweltproblematik hin1. Gerade im Zusammenhang 
mit den genannten Problemen, die globaler und lang­
fristiger Natur sind, wird zunehmend Kritik an der 
traditionellen, d.h. neoklassischen Umweltökonomie 
laut, deren Annahmen, Methoden und Ergebnisse 
häufig als unangemessen kritisiert werden. Als eine 
Alternative wird die Ökologische Ökonomie („ecologi- 
cal economics“) offeriert, die sich zunehmender An­
erkennung erfreut2. Im Zentrum der Ökologischen 
Ökonomie steht das Prinzip der Nachhaltigkeit („su- 
stainability“), welches seit dem Erscheinen des 
„Brundtland-Reports“3 auch in der Öffentlichkeit 
intensiv diskutiert wird.

Neoklassische Umweltökonomie

Die neoklassische Umweltökonomie4 basiert auf den 
in der Neoklassik üblichen grundsätzlichen Annah­
men. Als wichtigste positive Elemente sind das 
Postulat der individuellen Rationalität (welche mit indi­
vidueller Nutzenmaximierung gleichgesetzt wird) und 
der Grundsatz der Substituierbarkeit aller Güter und 
Produktionsfaktoren (so daß eine inkrementale An­
passung, d.h. eine Anpassung durch kontinuierliche 
und dezentrale Reaktionen, möglich ist) zu nennen. 
Hieraus läßt sich das Leitbild des Marktes als idealem 
Allokationsmechanismus ableiten. Normative Vorga­
ben hierbei sind entweder Effizienz, d.h. Paretoopti-
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malität, oder das Maximum der sozialen Wohlfahrt 
(wobei neben Allokations- auch Distributionsaspekte 
berücksichtigt werden).

Auf dieser Grundlage analysiert die neoklassische 
Umweltökonomie die Beziehungen zwischen Umwelt 
und Wirtschaftssystem, wobei sich Externalitäten- 
und Ressourcenökonomie unterscheiden lassen: Die 
Externalltätenökonomie befaßt sich mit der Nutzung 
der Umwelt als „Deponie“ für die Abfallprodukte des 
ökonomischen Systems, d.h. mit der Emission von 
Schadstoffen und den hierdurch verursachten exter­
nen Effekten; die Ressourcenökonomie hat die natür­
liche Umwelt in ihrer Rolle als Lieferant von Inputs für 
die Ökonomie zum Gegenstand, wobei zwischen er­
neuerbaren Ressourcen (Tier- und Pflanzenarten) und 
nicht erneuerbaren Ressourcen (Rohstoffe) zu unter­
scheiden ist.

Was die Umweltverschmutzung angeht, wird ein 
staatliches Eingreifen zur Internalisierung externer 
Effekte grundsätzlich für notwendig gehalten, um eine 
effiziente Ressourcenallokation zu erreichen. Als 
Instrument der Wahl gilt dabei die Pigousteuer; sie 
wird den Emittenten von Schadstoffen auferlegt, da­
mit diese bei ihren Entscheidungen auch Beeinträch­
tigungen berücksichtigen, die Dritten enstehen. Da­
durch soll eine optimale Umweltqualität, bei der sich 
die Nutzen und die Kosten einer zusätzlichen Verbes-

1 Vgl. z.B. E. U. von W e i z s ä c k e r :  Erdpolitik, 5. Auflage, Darm­
stadt 1997.

2 Hierfür mögen die steigenden Mitgliederzahlen der „International 
Society for Ecological Economics“ und die wachsende wissenschaft­
liche Bedeutung der Zeitschrift „Ecological Economics“ als Indizien 
gelten; vgl. R. C o s t  a n z a : The Impact of Ecological Economics, in: 
Ecological Economics, Bd. 19, 1996, S. 1-2.

3 World Commission on Environment and Development: Our 
Common Future, Oxford 1987.

* Vgl. z.B.: W. J. B a u m o l ,  W. E. O a t e s :  The Theory of Environ­
mental Policy, 2. Auflage, Cambridge 1988; R S. D a s g u p t a ,  G. M. 
H ea l :  Economic Theory of Exhaustible Resources, Cambridge 
1979; H. S i e b e r t :  Economics of the Environment, 4. Auflage, 
Berlin 1995; d e r s . :  Ökonomische Theorie natürlicher Ressourcen, 
Tübingen 1983; W. S t r ö b e l e :  Rohstoffökonomik, München 1987.
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serung der Umweltqualität gerade die Waage halten, 
realisiert werden.

Im Gegensatz dazu kann eine effiziente Nutzung der 
natürlichen Ressourcen unter bestimmten Bedingun­
gen (insbesondere der Wohldefiniertheit der Verfü­
gungsrechte an den Ressourcen) durch das freie Spiel 
der Marktkräfte erreicht werden. Im Fall der intertem­
poralen Allokation (wo es um den Abbau nicht erneu­
erbarer Ressourcen oder die langfristige Akkumula­
tion von Schadstoffen geht) wird eine reine Effi­
zienzbetrachtung im allgemeinen für unzureichend 
gehalten, da es viele effiziente Lösungen gibt, die aber 
unter dem Gesichtspunkt der intergenerationellen 
Verteilung höchst unterschiedlich zu bewerten sind. 
Zu nennen sind hier z.B. die utilitaristische intertem- 
porale Nutzenmaximierung und die Rawlssche Maxi- 
Min-Lösung.

Die Auswahl unter diesen verschiedenen Möglich­
keiten kann (auch im Fall der Ressourcennutzung) 
nicht dem Markt überlassen werden, da dieser höch­
stens zufällig die insgesamt optimale Alternative reali­
sieren würde. Daher ist hier eine Kollektiventschei­
dung erforderlich. Die Bestimmung des Ge­
samtoptimums erfolgt anhand einer sozialen 
Wohlfahrtsfunktion, wobei in aller Regel eine utilitari­
stische Funktion zugrunde gelegt wird, die die abdis­
kontierten Nutzen und Kosten über die betrachtete 
Periode summiert bzw. integriert. Die Diskontierung 
kann aber dazu führen, daß sowohl Kosten als auch 
Nutzen künftiger Generationen bei den aktuellen 
Entscheidungen kaum eine Rolle spielen: Bei einer 
Diskontrate von z.B. 5% fließen Kosten bzw. Nutzen, 
die hundert Jahre später auftreten, mit einem 
Gegenwartswert von weniger als einem Hundert­
dreißigstel ihres Zukunftswertes bei den heutigen 
Entscheidungen mit ein. Deshalb impliziert die utilita­
ristische Entscheidungsregel u.a. die relativ schnelle 
Erschöpfung der Vorräte nicht erneuerbarer 
Ressourcen. Das Problem der intergeneratio- 
nellen Gerechtigkeit, das hierdurch auftritt, wird in der 
Neoklassik mit dem Hinweis auf die mögliche 
Substitution dieser Rohstoffe durch andere Rohstoffe 
oder durch Kapital (welches aufgrund des künftigen 
technischen Fortschritts zur Verfügung stehen werde) 
„gelöst“ .

5 Vgl. z.B.: D. W. B r o m l e y :  Environment and Economy, Oxford 
1991; H. E. Da ly : The Economic Growth Debate: What Some 
Economists Have Learned But Many Have Not, In: Journal of 
Environmental Economics and Management, Bd. 14, 1987, S. 323- 
336; F. S ö l l n e r :  Neoklassik und Umweltökonomie, in: Zeitschrift 
für Umweltpolitik und Umweltrecht, Bd. 16, 1993, S. 431-460; 
d e r s . :  Thermodynamik und Umweltökonomie, Heidelberg 1996, 
Kapitel IV.2.3.

Zentrale Kritikpunkte

Das neoklassische Konzept zur Bewältigung der 
Umweltproblematik stößt zunehmend auf vielfältige 
Kritik5, die sich vor allem auf drei Punkte konzentriert:

□  Natürliche Grenzen werden ignoriert: Die Endlich­
keit der Ressourcen wird aufgrund der Möglichkeit 
der Substitution von Rohstoffen und des ressourcen­
sparenden technischen Fortschritts für ökonomisch 
irrelevant gehalten. Aber einerseits impliziert die Sub­
stituierbarkeit einzelner Rohstoffe nicht die Substi­
tuierbarkeit aller verwertbaren Rohstoffe - durch was 
sollten diese auch ersetzt werden? Andererseits sind 
dem technischen Fortschritt gewisse naturgesetzliche 
Grenzen gezogen (etwa in Form der „thermodynami­
schen Limits“ , d.h. der Energiemengen, die für ver­
schiedene Prozesse mindestens eingesetzt werden 
müssen), die prinzipiell nicht überwindbar sind. Des­
halb kann der Frage intergenerationeller Gerechtigkeit 
nicht einfach mit dem Hinweis auf technischen Fort­
schritt oder Substitutionsmöglichkeiten ausgewichen 
werden; sie stellt durchaus ein ernstzunehmendes 
Problem dar.

□  Wichtige Interdependenzen werden nicht beachtet: 
Es werden jeweils die Emissionen einzelner Schad­
stoffe und die Nutzung einzelner Ressourcen analy­
siert. Dabei wird häufig übersehen, daß es sehr viel­
fältige Interaktionen zwischen einzelnen Schadstoffen 
gibt und daß im Fall erneuerbarer Ressourcen ein 
komplexes Beziehungsgeflecht zwischen den ver­
schiedenen Tier- und Pflanzenarten besteht. Eine 
neoklassisch optimale Lösung läßt sich deshalb häu­
fig kaum bestimmen. Zudem erscheint die Trennung 
zwischen Ressourcen- und Externalitätenökonomie 
unangemessen, da alle Ressourceninputs früher oder 
später zu Reststoffoutputs führen müssen, also ein 
Zusammenhang zwischen Rohstoffverbrauch und 
Schadstoffausstoß besteht.

□  Die wichtige Rolle der Zeit wird vernachlässigt: 
Denn der Zeit in neoklassischen Modellen fehlt der 
Charakter der realen historischen Zeit. Zum einen 
gibt es keine echte Unsicherheit; in den Fällen, In 
denen die Neoklassik keine sichere Kenntnis der 
zukünftigen Entwicklung unterstellt, wird doch zumin­
dest vorausgesetzt, daß alle überhaupt möglichen 
zukünftigen Situationen und deren Eintrittswahr­
scheinlichkeiten in Form einer Wahrscheinlichkeits­
verteilung bekannt sind, so daß es keine „Überra­
schungen“ geben kann. Zum anderen wird implizit 
stets von Reversibilität ausgegangen, die dem Inkre­
mentalismus der Neoklassik zugrunde liegt: Demnach 
verlaufen alle Prozesse in infinitesimalen, qualitativ
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identischen und rückgängig zu machenden Schritten; 
es existieren keine kritischen Schwellen, jenseits de­
rer sich das System so grundsätzlich ändert, daß eine 
Rückkehr in den vorherigen Zustand nicht mehr (oder 
nur sehr schwer) möglich ist. Es ist offensichtlich, daß 
eine solche Annahme im Umweitbereich sehr proble­
matisch ist, da sie leicht dazu führen kann, daß die 
Gefahr nicht wiedergutzumachender, katastrophaler 
Schäden ignoriert wird.

Der Erhalt der Artenvielfalt
Wie sollen aus neoklassischer Sicht erneuerbare 

Ressourcen, also Tier- und Pflanzenarten, genutzt 
werden? Das grundsätzliche Vorgehen läßt sich am 
einfachsten Fall einer ohne Fang- bzw. Erntekosten 
nutzbaren Spezies erläutern, deren Bestand sich 
gemäß einer logistischen Wachstumsfunktion ent­
wickelt, die wie folgt aussieht6:

Die Wachstumsfunktion gibt das Verhältnis zwi­
schen Bestand (R) und Bestandsänderung (R) wieder, 
wobei letztere auch gleich der dauerhaft möglichen 
Fang- bzw. Erntemenge bei gegebenem Bestand ist. 
RmnE ist der Bestand, bei dem der nachhaltige Ertrag 
maximal ist; er stellt aber in aller Regel nicht den öko­
nomisch optimalen Bestand dar. Dieser liegt vielmehr 
bei R*, dem Bestand, bei dem die Steigung der 
Wachstumsfunktion (also die Änderung von R bei ei­
ner Änderung von R), die auch als Eigenertragsrate 
bezeichnet wird, gleich der Höhe des Zinssatzes (i) ist. 
Dies läßt sich auch ohne das entsprechende Ge­
winnmaximierungskalkül leicht nachvollziehen: Ist der 
Bestand kleiner als R*, ist die Eigenertragsrate der 
Spezies höher als der herrschende Zins; es lohnt sich 
also, die entsprechende Bestandsvermehrung nicht

Wachstumsfunktion erneuerbarer Ressourcen

abzufangen bzw. abzuernten und so ein Wachstum 
der Population zuzulassen, da die Verkaufserlöse nur 
zum Zins i angelegt werden können, wohingegen eine 
Bestandserhöhung eine höhere „Rendite“ in Form 
künftig höherer dauerhafter Fang- bzw. Erntemengen 
bietet. Für einen Bestand, der größer als R* ist, gilt na­
türlich umgekehrt, daß eine Bestandsminderung sinn­
voll ist.

„Optimale Ausrottung“?

Schon aus diesem einfachsten Modell lassen sich 
drei wichtige Schlußfolgerungen ziehen: Erstens ist 
der Bestand des maximalen nachhaltigen Ertrages 
(RmnE) von keiner besonderen ökonomischen Rele­
vanz. Zweitens sind ökonomische Nutzung und Arter­
halt durchaus miteinander vereinbar (R* ist im Bei­
spielsfall schließlich positiv!). Aber, drittens, auch eine 
Ausrottung kann ökonomisch optimal sein: Falls der 
Zins höher als die maximale Eigenertragsrate einer Art 
ist, ist der optimale Bestand gleich Null; denn die Er­
löse aus einer sofortigen Nutzung des gesamten Be­
standes wachsen schneller, als dies der Bestand 
selbst je könnte7.

Bei der Berücksichtigung von Fang- bzw. Ernte­
kosten gilt diese Beziehung nicht mehr: Da die ent­
sprechenden Stückkosten mit zunehmendem Be­
stand abnehmen, führt eine Bestandserhöhung (Be­
standsverminderung) tendenziell zu künftigen Kosten­
ersparnissen (Kostenerhöhungen), so daß im ökono­
mischen Optimum die Eigenertragsrate kleiner als der 
Zins (und damit der optimale Bestand größer als im 
Fall ohne Kosten) sein wird. Aber dennoch kann nicht 
ausgeschlossen werden, daß es zu einer „optimalen 
Ausrottung“ kommt.

Dies gilt wohlgemerkt auch, wenn -  wie bislang im­
plizit unterstellt -  wohldefinierte Verfügungsrechte an 
den erneuerbaren Ressourcen bestehen. Sollte dies 
nicht der Fall sein, handelt es sich um eine Allmende- 
Situation, in der mehrere bzw. viele Nutzer unabhän­
gig voneinander die Ressource nutzen können. Da 
dann eine längerfristige Planung nicht möglich ist, 
steigt offensichtlich der Anreiz zur sofortigen Nutzung 
rapide an. Es kommt daher wahrscheinlich -  wie z.B. 
im Fall vieler Meeresfische und -Säuger -  zur Über-

6 Vgl. z.B.: P. S. D a s g u p t a ,  G. M. H ea l ,  a.a.O., S. 126 ff.; W. 
S t r ö b e l e ,  a.a.O., S. 126 ff.

1 Im Fall der abgebildeten Wachstumsfunktion ist die Eigenertrags­
rate bei R = 0 gleich unendlich, so daß R selbst bei extrem hohen 
Zinssätzen zwar schnell gegen Null geht, aben dennoch (solange der 
Zinssatz endlich ist) größer als Null ist. Tatsächlich gibt es jedoch 
keine unendlichen Eigenertragsraten; daher kann eine „optimale Aus­
rottung“  (R = 0) in der Realität durchaus bei „normalen“  Zinssätzen 
auftreten.
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nutzung der betreffenden Arten, die deren Ausrottung 
zur Folge haben kann8. Eine solche Situation wird al­
lerdings auch von der neoklassischen Ökonomie ein­
deutig als Verschwendung knapper Ressourcen ein­
gestuft; es würde sich um eine ineffiziente Ausrottung 
handeln.

Aber das Problem der Arterhaltung ist nicht nur auf 
„lohnende“ Arten, also solche Tiere und Pflanzen, die 
einen Marktpreis haben, beschränkt. Zwar ist es zu­
treffend, daß bei einem Marktpreis von Null kein un­
mittelbarer Anreiz besteht, die entsprechende Art zu 
nutzen und so unter Umständen auszurotten -  aber es 
gibt auch keinen ökonomischen Grund, ihre Ausrot­
tung, etwa durch die Zerstörung Ihres Lebensraums, 
zu verhindern. In der Tat ist der Verlust bzw. die 
Gefährung der meisten Arten nicht auf deren bewußt 
betriebene Ausrottung zurückzuführen, sondern auf 
die Inanspruchnahme ihrer Lebensräume.

Es ist zu betonen, daß auch in der Neoklassik der 
(ökonomische) Wert einer Tier- oder Pflanzenart nicht 
einfach mit dem Marktpreis gleichgesetzt wird9. Der 
tatsächliche Wert kann durchaus höher sein -  etwa 
weil vielen Menschen die bloße Existenz einer Art 
wichtig ist (Existenzwert) oder weil durch den Erhalt 
einer Art die Möglichkeit heute noch nicht relevanter 
Nutzungen dieser Art offengehalten wird (Quasiop­
tionswert). Da diese Wertbestandteile den Charakter 
öffentlicher Güter haben und deshalb nicht am Markt 
realisiert werden können, ist ihre Berücksichtigung bei 
der Ressourcennutzung nur mittels staatlicher 
Eingriffe möglich -  z.B. durch die Zahlung einer der

‘  Vgl. z.B. G. H a r d i n :  The Tragedy of the Commons, in: Science, 
Bd. 162, 1968, S. 1243-1248.

9 Vgl. z.B. D. W. P e a r c e ,  R. K. T u r n e r :  Economics of Natural 
Resources and the Environment, New York 1990, Kapitel 9.

10 Vgl. z.B.: H. B a r t  m a n n :  Umweltökonomie -  ökologische Öko­
nomie, Stuttgart 1996, Kapitel D.3.2; R. C o s t a n z a :  What Is Ecolo­
gical Economics?, in: Ecological Economics, Bd. 1, 1989, S. 1-7; 
R. C o s t a n z a ,  H. E. Da l y ,  J. A. B a r t h o l o m e w :  Goals, 
Agenda and Policy Recommendations for Ecological Economics, in: 
R. C o s t a n z a  (Hrsg.): Ecological Economics: The Science and 
Management of Sustainability, New York 1991, S. 1-20; U. H a m -  
p i c k e :  Ökologische Ökonomie, Opladen 1992; D. W. P e a r c e ,  
R. K. T u rn e r ,  a.a.O.

"  Vgl. z.B. F. S ö l l n e r :  Thermodynamik und Umweltökonomie, 
a.a.O.

12 Vgl. z.B. C. P e r r i n g s ,  C. F o l k e ,  K.-G. M a l e r : The Ecology 
and Economics of Biodiversity Loss: The Research Agenda, in: 
Ambio, Bd. 21, 1992, S. 201-211.

13 Eine strikte Trennung zwischen positiven und normativen Ele­
menten ist allerdings nicht möglich: Das Ziel der Nachhaltigkeit wur­
de nicht zuletzt aufgrund naturwissenschaftlicher Erkenntnisse for­
muliert, die die Unzulässigkeit des neoklassischen Umgangs mit der 
Frage der intergenerationellen Gerechtigkeit deutlich machen.

14 Vgl. z.B.: H. E. D a l y :  Toward Some Operational Principles of 
Sustainable Development, in: Ecological Economics, Bd. 2, 1990, 
S. 1-6; H. E. D a l y :  Elements of Environmental Macroeconomics, in: 
R. C o s t a n z a  (Hrsg.), a.a.O., S. 32-46.

Summe von Existenz- und Quasioptionswert entspre­
chenden Prämie bei Erhalt des Mindestbestandes ei­
ner Art. Aber auch hier gibt es keine Garantie für den 
Arterhalt: Falls Existenz- und Quasioptionswert zu ge­
ring sein sollten (was bei ersterem aufgrund der „Un­
attraktivität“ vieler Arten der Fall sein kann, bei letzte­
rem, wenn für die absehbare Zukunft keine halbwegs 
konkreten Nutzungsmöglichkeiten vorstellbar sind), 
kann die Ausrottung weiterhin effizient sein.

Ökologische Ökonomie

Auf der Grundlage der Kritik an der neoklassischen 
Umweltökonomie wurde die Ökologische Ökonomie 
als alternative Umweltökonomie entwickelt10. Sie un­
terscheidet sich vor allem in zweierlei Hinsicht von der 
neoklassischen Umweltökonomie -  durch eine expli­
zite Berücksichtigung ethischer Gesichtspunkte und 
durch eine bewußte interdisziplinarität.

Aufgrund der Anerkennung der Pflicht, auch die 
Interessen und das Wohlergehen der Nachwelt bei 
den aktuellen Entscheidungen zu berücksichtigen, 
wurde als zentrales ethisches Leitbild die intergenera­
tionelle Gerechtigkeit postuliert, aus der sich wieder­
um das Oberziel der Ökologischen Ökonomie, die 
Nachhaltigkeit, unmittelbar ergibt. Unter einer nach­
haltigen Wirtschaftsweise versteht man dabei eine 
Wirtschaftsweise, die die natürlichen Lebensgrund­
lagen auf Dauer, also auch für künftige Generationen 
erhält. Zur Konkretisierung und Realisierung dieses 
Ziels werden neben ökonomischen Konzepten auch 
die Erkenntnisse naturwissenschaftlicher Disziplinen, 
insbesondere der Thermodynamik11 und der Ökolo­
gie12, herangezogen13.

Zwar steht die Konkretisierung und Operationali­
sierung des Nachhaltigkeitsprinzips noch am Anfang, 
doch lassen sich immerhin die folgenden grundsätz­
lichen Leitlinien einer nachhaltigkeitsorientierten 
Umweltpolitik formulieren14:

□  Die Stabilität und Funktionsfähigkeit von Ökosyste­
men und globalen Materie- bzw. Energiekreisläufen ist 
zu erhalten.

□  Erneuerbare Ressourcen sind nur bis zu den Gren­
zen ihrer Regenerationsfähigkeit zu nützen.

□  Nicht erneuerbare Ressourcen sind nur insoweit zu 
nutzen, als gleichwertiger Ersatz in Form erneuerbarer 
Ressourcen zur Verfügung steht oder In Form von 
Sachkapital geschaffen wird, das die Produktivität der 
nicht erneuerbaren Ressourcen erhöht.

□  Schadstoffemissionen sind nur bis zu den Grenzen 
der natürlichen Assimilations- bzw. Absorptionsfähig­
keit der Umwelt zulässig.

426 WIRTSCHAFTSDIENST 1997/VII



WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Diese Leitlinien implizieren eine Makroumwelt­
politik, die zusätzlich zur traditionellen, mikroökono­
misch orientierten Umweltpolitik notwendig ist15. Dem 
Wirtschaftssystem sind gewisse absolute Grenzen zu 
setzen, die nicht überschritten werden dürfen, wenn 
eine nachhaltige Wirtschaftsweise gewährleistet wer­
den soll. Entsprechend ist die Anwendung des übli­
chen neoklassischen Optimierungskalküls nur inner­
halb dieser Grenzen zulässig. Um diese Grenzen 
festzulegen, ist offensichtlich kollektives Handeln un­
abdingbar. „Eine Optimierung der Größenordnung der 
physischen Transaktionen zwischen beiden Systemen 
ist aber sicherlich kein Problem der optimalen 
Allokation der Naturgüter und -dienste innerhalb des 
ökonomischen Systems, das über eine Änderung der 
relativen Preise an Märkten zu lösen wäre.“16 Hinzu 
kommt, daß angesichts unserer noch immer großen 
Unwissenheit über die (insbesondere langfristigen) 
Auswirkungen menschlicher Eingriffe in die Natur und 
der Gefahr irreversibler, katastrophaler Entwicklungen 
vor allem dem Vorsichtsprinzip Rechnung zu tragen ist.

Artenvielfalt und Ökologische Ökonomie
Insbesondere eine effiziente Ausrottung von Arten 

wird von der Ökologischen Ökonomie nicht akzep­
tiert. Vor allem aus den ersten beiden der genannten 
Grundsätze ergibt sich, daß eine Ausrottung von Tier- 
und Pflanzenarten prinzipiell zu verhindern ist17.

Der zweite Grundsatz bezieht sich dabei auf die di­
rekte Nutzung der erneuerbaren Ressourcen: Aus 
Gründen der intergenerationellen Gerechtigkeit muß 
auch künftigen Generationen die Nutzung der gegen­
wärtig existierenden Arten ermöglicht werden -  und 
zwar unabhängig davon, ob diese Arten gegenwärtig 
tatsächlich genutzt werden, und unabhängig davon, 
welcher Wert ihnen gegenwärtig zugemessen wird. 
Denn angesichts unserer Unsicherheit über zukünftige 
Nutzungsmöglichkeiten heute nicht als „nützlich“ ein­
gestufter Arten (z.B. für die pharmazeutische Indu­
strie) ist eine verläßliche Bestimmung des Quasiop- 
tionswertes nicht möglich. Deshalb -  und weil die 
übliche Abdiskontierung künftiger Nutzen den Inter­
essen der Nachwelt ohnehin widerspricht -  kann ein 
aus heutiger Sicht niedriger Quasioptionswert auch 
nicht zur Rechtfertigung der Ausrottung einer Art die­
nen. Das Vorsichtsprinzip verbietet vielmehr jegliche 
Ausrottung von Arten, es sei denn, deren Schädlich­
keit stünde außerhalb jedes ernstzunehmenden 
Zweifels (wie z.B. im Fall des Pestbazillus).

Der erste Grundsatz betrifft den indirekten Nutzen 
der verschiedenen Tier- und Pflanzenarten -  nämlich 
als Bestandteile von Ökosystemen, von deren Sta­
bilität und Funktionsfähigkeit das Überleben der

Menschheit abhängt18. „Die Wälder, Meere und Wild­
nisgebiete der Welt nehmen die Abfallprodukte der 
landwirtschaftlichen und industriellen Aktivitäten des 
Menschen auf, entfernen große Teile davon aus der 
Atmosphäre und verlangsamen die Anreicherung von 
Kohlendioxid und anderen Treibhausgasen, die stetig 
auf eine globale Klimaänderung hinwirken. Bis vor kurz­
em sorgten diese natürlichen Lebensräume dafür, daß 
das Klima langfristig in einem stabilen Zustand blieb, so 
daß sich menschliches Leben entwicklen und gedeihen 
konnte.“19

Zwar ist die Beziehung zwischen Stabilität und 
Artenreichtum eines Ökosystems keineswegs eindeu­
tig: So sind wahrscheinlich nicht alle Arten, die in ei­
nem Ökosystem leben, für dessen Stabilität wichtig, 
sondern nur die „keystone species“ , die ein kritisches 
Mindestmaß an Biodiversität definieren20. Erst bei 
Unterschreiten desselben wäre ein grundlegender 
Wandel der betreffenden Ökosysteme und ein Verlust 
der bisher von ihnen erfüllten Funktionen zu befürch­
ten -  mit für den Menschen katastrophalen Auswir­
kungen.

Aber auch die Eliminierung der „unwichtigen“ Spe­
zies aus einem Ökosystem ist nicht unproblematisch, 
da -  nicht zuletzt aufgrund des chaotischen Verhal­
tens von Ökosystemen -  große Unsicherheit hinsicht­
lich der langfristigen Folgen des Verlustes zunächst 
unwichtig erscheinender Arten besteht und diese zu­
dem für die Evolution und Stabilisierung künftiger 
Ökosysteme wichtig werden können21. Dementspre­
chend müssen auf jeden Fall diejenigen Arten erhalten 
werden, die für die Funktionsfähigkeit der Ökosyste­
me wichtig sind -  wobei ihre Populationen nicht nur

,s Vgl. z.B.: H. E. Da l y :  Allocation, Distribution, and Scale: Towards 
an Economics That Is Efficient, Just, and Sustainable, in: Ecological 
Economics, Bd. 6, 1992, S. 185-193; H. E. D a l y :  Elements of Envi­
ronmental Macroeconomics, a.a.O., S. 32-46; F. S ö i In e r : Thermo­
dynamik und Umweltökonomie, a.a.O., Kapitel VI.

16 C. B u s c h - L ü t y :  Sustainability -  Elemente einer am Leitbild 
der Nachhaltigkeit orientierten ökologischen Ökonomie, in: B. 
B l e r v e r t ,  M. H e l d  (Hrsg.): Das Naturverständnis der Ökonomie, 
Frankfurt 1994, S. 206-223.

17 Zwar stehen auch neoklassische Umweltökonomen der „effizienten 
Ausrottung“ ablehnend gegenüber; sie sind jedoch meist nicht bereit, 
aufgrund dieses inakzeptablen Ergebnisses die grundsätzlichen neo- 
klassischen Prämissen in Frage zu stellen.

18 Vgl. hierzu vor allem die Aufsätze in C. P e r r i n g s  et al. (Hrsg.): 
Biodiversity Conservation, Dordrecht 1995; und in C. P e r r i n g s  et 
al. (Hrsg.): Biodiversity Loss, Cambridge 1995. Als populärwissen­
schaftliche Einführung kann A. P. D o b s o n :  Biologische Vielfalt und 
Naturschutz, Heidelberg 1997, empfohlen werden.

19 A. P. D o b s o n ,  a.a.O., S. 2.

C. S. H o l l i n g  et al.: Biodiversity in the Functioning of 
Ecosystems: An Ecological Synthesis, in: C. P e r r i n g s  et al. (Hrsg.): 
Biodiversity Loss, a.a.O., S. 67.

C. S. H o l l i n g  et al., a.a.O., S. 6 7 ff.; C. P e r r i n g s  et al.: Unans­
wered Questions, in: C. P e r r i n g s  et al. (Hrsg.): Biodiversity Loss, 
a.a.O., S. 301 ff.
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den für den bloßen Arterhalt notwendigen Minimalbe­
stand, sondern den für die Erfüllung Ihrer ökologi­
schen Funktionen notwendigen, deutlich höheren Be­
stand aufweisen müssen. Aus Gründen des Vor­
sichtsprinzips dürfen die „unwichtigen“ Arten allen­
falls dann aus Ökosystemen eliminiert werden, wenn 
es keinen anderen Weg zur Befriedigung existentieller 
menschlicher Bedürfnisse gibt. Aber auch in solchen 
Fällen sind zumindest die betreffenden Arten zu erhal­
ten (etwa in zoologischen oder botanischen Gärten), 
um eine Entscheidung, die sich später als falsch her­
aussteilen könnte, wieder korrigieren zu können.

Der erste und der zweite Grundsatz zusammen Im­
plizieren also die Erhaltung aller Arten und darüber 
hinaus die Erhaltung ökologisch relevanter Bestände 
zumindest derjenigen Arten, die wahrscheinlich für Öko­
systeme funktional bedeutsam sind. Jegliche Ausrot­
tung von Arten ist also unzulässig (mit vernachlässig­
baren Ausnahmen) -  und dies wohlgemerkt aufgrund 
rein anthropozentrischer Überlegungen und nicht auf­
grund etwaiger Eigenrechte von Flora und Fauna (die 
hier zwar nicht bestritten werden sollen, aber für das 
Ziel des Artenerhalts nicht notwendig sind).

Notwendige Ergänzung 
der traditionellen Umweltökonomie

Auf welche Weise ist nun der Artenerhalt zu ge­
währleisten? Rein marktliche Lösungen, durch die 
Spezifizierung und Zuordnung entsprechender Ver­
fügungsrechte, kommen hierfür nicht in Frage. Der 
Haupthinderungsgrund besteht darin, daß künftige 
Generationen, in deren Interesse ja die Erhaltung von

22 Vgl. z.B.: A. L e r c h :  Property Rights und biologische Vielfalt, in: 
Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht, Bd. 17,1994, 289-303.

23 Vgl. z.B.: C. P e r r i n g s ,  C. F o l k e ,  K.-G. M ä l e r ,  a.a.O., 
S. 209. Die dabei bestehenden offensichtlichen Probleme der 
Formulierung und Implementierung einer solchen Politik, vor allem 
auf internationaler Ebene, können hier nur erwähnt, aber nicht näher 
erörtert werden.

Biodiversität vor allem liegt, ihre Präferenzen nicht auf 
den entsprechenden Märkten zum Ausdruck bringen 
könnten22. In Frage kommen dürfte einzig die Fest­
setzung quantitativer Beschränkungen im Sinne der 
„safe minimum Standards“, also die Festsetzung von 
Mindestbeständen oder von Fang- und Erntehöchst­
mengen23. Ordnungsrechtliche Eingriffe sind also kei­
neswegs grundsätzlich abzulehnen; im Gegenteil, sie 
stellen vielmehr ein unverzichtbares Instrument zur 
Erhaltung der Biodiversität dar. Innerhalb der so ge­
setzten Grenzen spricht dann nichts gegen die An­
wendung des neoklassischen Optimierungskalküls -  
denn dieses soll ja nicht ersetzt, sondern lediglich be­
schränkt werden.

Es ist daher festzuhalten, daß die bewährten Kon­
zepte der Neoklassik auch weiterhin ein wichtiger Be­
standteil der Umweltökonomie bleiben werden. 
Schon aus traditioneller ökonomischer Sicht sind vie­
le umweltschädigende Verhaltensweisen als unöko­
nomisch bzw. Ineffizient einzustufen. Die entspre­
chenden Politikempfehlungen könnten durchaus 
einen Großteil unserer Umweltprobleme lösen -  wenn 
sie denn umgesetzt werden würden! Dennoch er­
scheint eine Ergänzung und Erweiterung der neoklas­
sischen Umweltökonomie in Form der Ökologischen 
Ökonomie notwendig, um langfristige, irreversible und 
potentiell katastrophale Entwicklungen -  wie eben 
das Artensterben -  angemessen berücksichtigen und 
damit den Interessen zukünftiger Generationen 
Rechnung tragen zu können. Diese Ergänzung führt 
auch zu einer Neubewertung des umweltpolitischen 
Instrumentariums: Neben den bislang von der Ökono­
mie favorisierten Instrumenten (Steuern und Zertifi­
katen) kommt auch dem Ordnungsrecht eine wichtige 
Rolle zu -  womit freilich nicht das Übergewicht der 
ordnungsrechtlichen Regelungen in der aktuellen Um­
weltpolitik gerechtfertigt werden kann.
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